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Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus! 

Kranzniederlegung und Gedenken der Gewerkschaften am Antikriegstag  

2018 jährt sich das Ende des Ersten Weltkriegs zum hundertsten Mal. Der Antikriegstag 

erinnert an die Gräueltaten, das unermessliche Leid und die über 80 Millionen Toten der 

beiden Weltkriege. Am 1. September 1939 entfachte Nazi-Deutschland mit dem Überfall 

auf Polen den Zweiten Weltkrieg. Daher ist dieser Tag auch Anlass, um vor den 

zerstörerischen Folgen von Nationalismus und Faschismus zu warnen.  

Frieden ist nicht selbstverständlich, wie wir heute sehen. Es boomt das Geschäft mit dem 

Krieg. Die Umsätze der Rüstungsindustrie steigen kontinuierlich. Die im Mai beschlossene 

Erhöhung der Rüstungsausgaben der NATO-Bündnispartner auf zwei Prozent ihrer 

Wirtschaftsleistung bedeutet für Deutschland eine Verdopplung der Rüstungsausgaben. 

Das Geld fehlt an anderer Stelle: also keine Investitionen in Schulen und Kitas, den sozialen 

Wohnungsbau, eine besser Alterssicherung und soziale Sicherheit. Mehr Rüstung bedeutet 

aber keine sicherere Welt. Deshalb setzen wir Gewerkschafter uns für Abrüstung und zivile 

Strategien der Friedenssicherung ein. Die Lehren aus der Vergangenheit müssen gerade 

jetzt sein, uns für den Frieden und die Demokratie einzusetzen, um diese zu wahren. 

 

 

Gedenkveranstaltung des DGB Hamburg  

1. September 2018 – 11 Uhr am Mahnmal für die Opfer von Krieg und Faschismus Friedhof Ohlsdorf 

– am Bestattungsforum 

Es spricht Katja Karger – DGB-Vorsitzende Hamburg 

 
Friedensdemonstration des Hamburger Forums 

1. September 2018 – 14:30 Uhr am Dammtor/Kriegsklotz/ Deserteursdenkmal  

16.45 Uhr Abschlusskundgebung vor dem Gewerkschaftshaus 

 

Diskussionsveranstaltung des ver.di-Arbeitskreis Frieden  

Teil 1: Prof. Werner Ruf zu den Kontinuitäten deutscher Außenpolitik 

Teil 2: Eine Vertreterin des ‚Bündnisses gegen Pflegenotstand – für abrüsten statt aufrüsten‘  

1. September 2018 – 17 Uhr im Gewerkschaftshaus Ebene 9, Raum St. Georg 



Am Antikriegstag gedenken die Gewerkschaften des 
Grauens und des unermesslichen Leids der beiden 
Weltkriege, die über 80 Millionen Tote gefordert ha-
ben. Jährlich erinnern wir am 1. September daran, 

dass es dieser Tag war, an dem Nazi-Deutschland mit seinem 
Überfall auf Polen 1939 den Zweiten Weltkrieg entfacht hat. 
Gerade in diesem Jahr haben wir besonderen Anlass, den 
Antikriegstag als Tag des Mahnens vor den zerstörerischen 
Folgen von besinnungslosem Nationalismus und Faschis-
mus zu begehen. Denn 2018 jährt sich das Ende des Ers-
ten Weltkriegs zum hundertsten Mal. Nie wieder Krieg! 
Nie wieder Faschismus! Das ist die unumstößliche Leh-
re, die wir Gewerkschaften aus den Weltkriegsschrecken des  
20. Jahrhunderts gezogen haben. Dazu bekennen wir uns. 
Dafür steht die Gewerkschaftsbewegung in Deutschland, 
Europa und weltweit!

Unser Eintreten für Frieden, Demokratie und Freiheit ist wich-
tiger denn je. Die internationale Nachkriegsordnung ist aus 
den Fugen geraten. Die Hoffnung, dass das Ende des Kalten 
Krieges ein Zeitalter der Entspannung einläuten würde, hat 
sich als Illusion erwiesen. Das Risiko von militärischen Ausei-
nandersetzungen ist so groß wie seit 1989 nicht mehr. Rund 
um den Globus toben mehr als 30 Kriege und bewaffnete 
Konfl ikte. Auch die nukleare Bedrohung hat eher zu- als ab-
genommen. Die USA und Russland modernisieren ihre Atom-
waffenarsenale. Nuklearmächte wie China, Nordkorea, Indien 
und Pakistan tragen dazu bei, dass wir erneut ein nukleares 
Wettrüsten erleben. US-Präsident Trump kündigt einseitig das 
internationale Atomabkommen mit dem Iran auf. Und doch 
weigert sich die deutsche Bundesregierung weiterhin, den 
von über 120 Staaten beschlossenen UN-Vertrag über ein 
Atomwaffenverbot mitzutragen.

Das globale Erstarken von Nationalismus und Protektionis-
mus, die Ausbreitung autoritärer, autokratischer und rechts-
populistischer Regime fördern die Entstehung einer neuen 
Weltunordnung. Wachsende Instabilität und die zunehmende 
Bereitschaft, die eigenen Interessen mit militärischer Gewalt 
durchzusetzen, prägen das internationale Geschehen. Die Fol-
ge: Nie sind so viele Menschen auf der Flucht gewesen. Heute 
sind es weltweit 68,5 Millionen. Die meisten mussten ihre 
Heimat verlassen, weil dort Krieg oder Bürgerkrieg herrscht.

Nichts zeigt deutlicher: Waffengewalt und militärisches Hoch-
rüsten lösen keine Probleme. Eine neue Aufrüstungsspirale ist 
die falsche Antwort auf die veränderte Weltlage. Und doch 

sind die globalen Rüstungsausgaben mit über 1,7 Billionen 
US-Dollar so hoch wie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr. 
Dieser Wahnsinn muss ein Ende haben.

Deshalb lehnen der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften 
das NATO-Ziel ab, die Rüstungsausgaben der Bündnispartner 
auf zwei Prozent ihrer Wirtschaftsleistung zu erhöhen. Für die 
Staaten Europas würde dies bedeuten, dass ihre Militäretats 
von 500 Milliarden Euro auf 800 Milliarden anwachsen. Auch 
Deutschland müsste seine Rüstungsausgaben annähernd ver-
doppeln.

Zwei Prozent des BIP für den Rüstungsetat – das wären allei-
ne in Deutschland weitere 30 Milliarden Euro, die im zivilen 
Bereich fehlen würden: für Investitionen in Bildung, Hochschu-
len, Schulen und Kitas, für den sozialen Wohnungsbau, für 
kommunale und digitale Infrastruktur, für eine gerechte und 
ökologische Gestaltung der Verkehrs- und Energiewende, für 
eine bessere Alterssicherung und mehr soziale Sicherheit.

Vor diesem Hintergrund fordern der DGB und seine Mit-
gliedsgewerkschaften die deutsche Bundesregierung dazu 
auf, endlich umzudenken und mit ihren EU-Partnern eine 
gemeinsame europäische Strategie der friedenssichernden 
Konfl ikt- und Krisenprävention zu erarbeiten. Statt die Ver-
teidigungsausgaben massiv aufzustocken, muss eine solche 
zivile Strategie der Friedenssicherung bei den Ursachen von 
Kriegen und bewaffneten Konfl ikten ansetzen. In ihrem Mit-
telpunkt müssen die Ziele einer fairen Gestaltung der Glo-
balisierung und einer gerechteren Verteilung des weltweiten 
Reichtums sowie soziale und ökologische Entwicklungs- und 
Klimaschutzprojekte stehen.
 
Überdies fordern der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften 
eine stärkere und bessere Kontrolle von Waffenexporten. Wir 
lehnen Waffenexporte in Krisen- und Konfl iktgebiete sowie 
an diktatorische und autokratische Regime grundsätzlich ab. 
Stattdessen treten der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaf-
ten für eine Politik der Abrüstung und Rüstungskonversion 
ein. Wir unterstützen deshalb die friedenspolitische Initiati-
ve „Abrüsten statt Aufrüsten“ und rufen anlässlich des An-
tikriegstags öffentlich dazu auf, die Petition dieser Initiative 
gegen das Zwei-Prozent-Ziel der Bundesregierung zu unter-
zeichnen (https://abruesten.jetzt/).

NIE WIEDER KRIEG! 
ABRÜSTEN STATT AUFRÜSTEN! 

Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
zum Antikriegstag: 1. September 2018
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